
 

  

S 73 KR 716/05

Sozialgerichtsbarkeit Bundesrepublik Deutschland

Land Berlin-Brandenburg
Sozialgericht Sozialgericht Berlin
Sachgebiet Krankenversicherung
Abteilung 73
Kategorie Urteil
Bemerkung -
Rechtskraft -
Deskriptoren -
Leitsätze -
Normenkette -

1. Instanz

Aktenzeichen S 73 KR 716/05
Datum 26.01.2006

2. Instanz

Aktenzeichen -
Datum -

3. Instanz

Datum -

Die Bescheide der Beklagten vom 21. Oktober 2004 und 18. November 2004,
insgesamt in der Fassung des Widerspruchsbescheides vom 08. MÃ¤rz 2005,
werden aufgehoben. Die Beklagte wird verurteilt, der KlÃ¤gerin ein zweites
Cochlear-Implantat entsprechend der Verordnung der Ã�rzte V und Dr. L vom 27.
April 2004 zu gewÃ¤hren. Die Beklagte trÃ¤gt die notwendigen auÃ�ergerichtlichen
Kosten des Verfahrens.

Tatbestand:

Die KlÃ¤gerin begehrt die Versorgung mit einem zweiten Cochlear-Implantat.

Die 1998 geborene KlÃ¤gerin leidet an einer an Taubheit grenzenden
SchwerhÃ¶rigkeit beidseits und an Diabetes. Im November 2000 wurde sie in der
CharitÃ©, Campus Virchow-Klinikum mit einem Cochlear-Implantat (CI) links
versorgt.

Im April 2004 beantragte die KlÃ¤gerin unter Vorlage einer Verordnung von
Krankenhausbehandlung der behandelnden FachÃ¤rzte fÃ¼r Hals-Nasen-Ohren-
Heilkunde V/Dr. L vom 27. April 2004 eine Cochlear-Implantation rechts. BeigefÃ¼gt
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war eine Stellungnahme der Ã�rzte Dr. O/Dr. S vom 31. MÃ¤rz 2004, in der
ausgefÃ¼hrt ist, dass die entsprechenden audiologischen Untersuchungen keine
Kontraindikation fÃ¼r eine binaurale Versorgung ergeben hÃ¤tten. Aus
medizinischer und audiologischer Sicht sei eine binaurale Versorgung sehr
wÃ¼nschenswert; es werde sich eine deutliche Verbesserung der
KommunikationsfÃ¤higkeit und der allgemeinen Entwicklung der KlÃ¤gerin
einstellen. Dem Antrag war ferner beigefÃ¼gt eine Stellungnahme des
therapeutischen Leiters des Cochlear Implant Centrums Berlin-Brandenburg (CIC)
vom 12. MÃ¤rz 2004, in dem u.a. ausgefÃ¼hrt ist, dass aufgrund der bisherigen
Entwicklung der KlÃ¤gerin mit einem Cochlear-Implantat, ihrer dabei erworbenen
FÃ¤higkeiten und mit Blick auf ihre Ã¤uÃ�erst positive allgemeine Entwicklung und
KooperationsfÃ¤higkeit sowie unter BerÃ¼cksichtigung der Tatsache, dass bei ihr
eine symmetrische HÃ¶rschÃ¤digung vorliege, folgende Ergebnisse von einer
Versorgung mit einem zweiten Cochlear-Implantat erwartet wÃ¼rden: ein offenes
SprachverstÃ¤ndnis ohne Absehen (bisher situatives SprachverstÃ¤ndnis),
RichtungshÃ¶ren (bisher nicht mÃ¶glich), Verbesserung der Signale/Noise Ratio um
ca. 6 dB, dies bedeute, dass die KlÃ¤gerin mit zwei CI gegenÃ¼ber ihrer jetzigen
Situation Sprache auch dann im gleich lauten StÃ¶rschall wahrnehmen kÃ¶nne,
wenn der Schalldruck des Sprachschalls um etwa die HÃ¤lfte verringert sei. Diese
signifikanten Verbesserungen wÃ¼rden zu wesentlichen Erleichterungen und
Fortschritten in der Kommunikation und der schulischen, gesellschaftlichen und
spÃ¤teren beruflichen Integration fÃ¼hren.

Die Beklagte holte hierzu eine Stellungnahme des Medizinischen Dienstes der
Krankenversicherung (MDK) ein, fÃ¼r den die HNO-Ã�rztin Dr. S-W am 4. Mai 2004
zunÃ¤chst weitere Informationen anforderte. In Beantwortung der Anfrage brachte
das CIC am 24. Mai 2004 die Ergebnisse von mit der KlÃ¤gerin durchgefÃ¼hrten
Tests bei. AusgefÃ¼hrt wurde hierzu, dass die Ergebnisse der Tests die negativen
EinflÃ¼sse des Kopfschatteneffektes aufzeigten, die bei bilateraler Versorgung
zweifellos eliminiert wÃ¼rden. Verstehe die KlÃ¤gerin in Ruhe von links
angebotenes Wortmaterial mit 87 %, so verringere sich die
SprachverstÃ¤ndnisleistung durch den Wechsel auf die nicht versorgte Seite schon
um 25 %. Im von rechts stÃ¶renden Rauschen verstehe die KlÃ¤gerin links
angebotene WÃ¶rter immerhin noch zu 72 %, wÃ¤hrend bei der Umkehrung des
Schallangebots das VerstÃ¤ndnis auf 25 % abrutsche. Allein diese Vorteile bei
Wegfall des Kopfschatteneffektes wÃ¼rden eine bilaterale Versorgung
rechtfertigen. Mittelfristig sei im Falle der KlÃ¤gerin allerdings nicht nur bilaterales
HÃ¶ren, sondern echtes stereophones HÃ¶ren zu erwarten.

In Auswertung der Unterlagen kam Frau Dr. S-W am 16. Juli 2004 zu dem Ergebnis:
"Es mag sein, dass das Kind von der doppelseitigen Versorgung profitiert. Letztlich
muss aber eine leistungsrechtliche Entscheidung getroffen werden, ob kassenseits
wegen der mutmaÃ�lichen Verbesserung der KommunikationsfÃ¤higkeit ein zweites
Implantat bewilligt wird." Langfristige Untersuchungsreihen zur Frage, ob die
Sprachkompetenz beidohrig versorgter Kinder nach Abschluss des Spracherwerbs
signifikant besser sei als die einseitig versorgter Kinder lÃ¤gen noch nicht vor. Auch
in der zu erwartenden Neufassung der Begutachtungsanleitung werde die binaurale
CI-Versorgung nicht als Standard erwÃ¤hnt. Die StÃ¶rgerÃ¤uschproblematik sei bei
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der CI-Versorgung sicher zu berÃ¼cksichtigen. Hier wÃ¤re eine FM-Anlage (eine
drahtlose Anlage mit Mikrophon fÃ¼r den Lehrer oder eine andere sprechende
Person und Ã�bertragung direkt auf den Sprachprozessor) zu empfehlen, mit der die
KlÃ¤gerin bisher nicht versorgt sei. Die Beklagte holte sodann eine Stellungnahme
des MDK Baden-WÃ¼rttemberg ein, fÃ¼r den Dr. V am 19. Oktober 2004
ausfÃ¼hrte, dass sich auf den hier vorliegenden Einzelfall bezogen keine
medizinischen GrÃ¼nde darstellen lieÃ�en, die die Notwendigkeit einer vom
Standard abweichenden beidseitigen Versorgung mit einem Cochlear-Implantat
begrÃ¼nden kÃ¶nnten. Es sei mit dem einseitigen CI ein sehr gutes
Rehabilitationsergebnis erreicht worden. Das Kind verfÃ¼ge Ã¼ber eine gute HÃ¶r-
und Sprachentwicklung, habe keine die KommunikationsfÃ¤higkeit
einschrÃ¤nkenden Begleiterkrankungen. Bei der PrÃ¼fung des
SprachverstÃ¤ndnisses in Ruhe seien sehr gute Ergebnisse erreicht worden. Das
Kind sei durch seine EigenmobilitÃ¤t in der Lage, das hÃ¶rende Ohr einer
Schallquelle zuzuwenden. Als weitere Option kÃ¶nne dem Kind fÃ¼r den
Schulbesuch eine FM-Anlage zu Lasten der GKV empfohlen werden. Ferner habe das
Kind wegen der Diabetes-Erkrankung ein hÃ¶heres Infektionsrisiko bei grÃ¶Ã�eren
Operationen. Durch Bescheid vom 21. Oktober 2004 lehnte die Beklagte daraufhin
die Versorgung mit einem zweiten Cochlear-Implantat unter Bezugnahme auf die
Stellungnahme des MDK ab. Es bestehe im Rahmen der Krankenversicherung nur
ein Anspruch auf eine ausreichende Versorgung, nicht jedoch auf eine optimale
Ausstattung zum umfassenden Ausgleich in allen Lebensbereichen. Auf den
Widerspruch der KlÃ¤gerin erlieÃ� die Beklagte mit Datum vom 18. November 2004
einen weiteren Bescheid mit demselben Inhalt.

Die KlÃ¤gerin erhob hiergegen erneut Widerspruch. Ferner Ã¤uÃ�erte sich der
Landesarzt fÃ¼r HÃ¶rbehinderte der Senatsverwaltung fÃ¼r Arbeit, Soziales und
Verbraucherschutz Dr. A mit Schreiben vom 6. Dezember 2004. Dr. A wies darauf
hin, dass aus medizinischer, audiologischer und hÃ¶rphysiologischer Sicht eine
beidseitige Versorgung zur Entwicklung neuer und zur Verbesserung bisheriger
HÃ¶rleistungen fÃ¼hren werde, die mit keiner anderen MaÃ�nahme sichergestellt
werden kÃ¶nne. Es werde ein erheblich verbessertes SprachverstÃ¤ndnis im
StÃ¶rschall und damit signifikant weniger Anforderungen an Aufmerksamkeit,
Konzentration und Energie in der Kommunikation erreicht. Es erfolge eine binaurale
Fusion von Schallereignissen, insbesondere auch Sprachschall. Dies bedeute, dass
die Wirkung zweier Aufnahmequellen fÃ¼r die qualitative und quantitative
HÃ¶rleistung und die komplexe kortikale Verarbeitung mehr als die Summe aus eins
und eins sei. Eine weitere Verbesserung sei die Lateralisierung und Lokalisierung
von Schallquellen. Diese FÃ¤higkeit betreffe die Ã¤uÃ�ere Sicherheit z.B. im
StraÃ�enverkehr und die sozial-emotionale Sicherheit in Gruppen. Die Beklagte
holte hierzu eine erneute Stellungnahme des MDK ein, fÃ¼r den Dr. S am 22.
Dezember 2004 ausfÃ¼hrte, dass zu dem Zeitpunkt, zu dem durch eine bilaterale
CI-Versorgung binaurales HÃ¶ren gewÃ¤hrleistet werden kÃ¶nne, auÃ�er Frage
stehend auch die beidseitige CI-Versorgung begrÃ¼ndet werden kÃ¶nne. Aufgrund
der publizierten aktuellen medizinisch-wissenschaftlichen Erkenntnisse unter
Zugrundelegung ausreichend aussagekrÃ¤ftiger Studien kÃ¶nne dies derzeit jedoch
noch nicht festgestellt werden. Als Standard habe bisher die kontrollierte
randomisierte prospektive Studie gegolten. Die StudienqualitÃ¤t der Vielzahl von

                             3 / 11



 

Publikationen, die sich mit der beidseitigen Cochlear-Implantat-Versorgung
beschÃ¤ftigten, sei jedoch sehr unterschiedlich. Nur wenige Studien erfÃ¼llten die
Evidenzklasse Ib (randomisierte vergleichende Studien). Die untersuchte Fallzahl sei
Ã¤uÃ�erst gering. Die aktuelle Studienlage lasse damit keinesfalls erkennen, dass
ein zweites Cochlear-Implantat mit hoher Wahrscheinlichkeit binaurales HÃ¶ren
tatsÃ¤chlich ermÃ¶gliche, ganz anders als bei der HÃ¶rhilfenversorgung bei noch
erhaltenem Innenohr. Die Einflussnahme auf den Kopfschatteneffekt durch das
zweite Implantat sei ein rein akustischer Effekt, nicht Ausdruck binauralen HÃ¶rens.
Verbessertes RichtungshÃ¶ren sei mÃ¶glich, aber es sei im voraus nicht zu
ermitteln, ob der einzelne Patient dieses durch das zweite CI erzielen kÃ¶nnte. Es
solle nicht angezweifelt werden, dass allein die Einflussnahme auf den
Kopfschatteneffekt und â�� sofern es denn im Fall des Kindes erreicht werden
kÃ¶nne â�� ein verbessertes RichtungshÃ¶ren fÃ¼r sich schon ein hoher Gewinn im
Rahmen des schulischen und zukÃ¼nftigen beruflichen Werdegangs wÃ¤re. Die
bisherige Studienlage reiche aber zunÃ¤chst nicht aus. Auf ein erneutes
Ablehnungsschreiben der Beklagten brachte die KlÃ¤gerin eine weitere
landesÃ¤rztliche Stellungnahme durch Dr. A vom 7. Februar 2005 bei, in der
ausgefÃ¼hrt ist, dass die vom MDK geforderte "gesicherte MÃ¶glichkeit", durch ein
zweites CI binaurales HÃ¶ren zu gewÃ¤hrleisten, als Ergebnis der aktuellsten Studie
von November 2004 von Laszig et al, die immerhin 37 Erwachsene umfasse,
konstatiert werde. Wenn der dort beschriebene Nutzen schon fÃ¼r die meisten
Erwachsenen evident sei, so sei er es noch mehr fÃ¼r Kinder mit ihren wesentlich
flexibleren und offneren kortikalen und neurophysiologischen Strukturen. Die
Beklagte wies den Widerspruch mit Widerspruchsbescheid vom 8. MÃ¤rz 2005
zurÃ¼ck. Sie fÃ¼hrte zur BegrÃ¼ndung aus, dass die Beurteilungen des MDK
richtunggebend seien. Der Hinweis auf eine LeistungsgewÃ¤hrung der Kasse in
anderen FÃ¤llen vermÃ¶ge den geltend gemachten Anspruch nicht zu begrÃ¼nden.

Hiergegen wendet sich die KlÃ¤gerin mit ihrer am 24. MÃ¤rz 2005 beim
Sozialgericht eingegangenen Klage. Die KlÃ¤gerin trÃ¤gt zur BegrÃ¼ndung vor,
dass sie durch die einseitige Versorgung keine Beseitigung ihrer Behinderung
erfahren habe; mit einer einseitigen Versorgung kÃ¶nnten wichtige HÃ¶rfunktionen
nicht wahrgenommen werden. Ein Defizit gegenÃ¼ber beidseitig Versorgten und
natÃ¼rlich gegenÃ¼ber NormalhÃ¶renden bestehe insbesondere fÃ¼r das
RichtungshÃ¶ren, aber auch fÃ¼r die UnterdrÃ¼ckung des StÃ¶rschalls und
naturgemÃ¤Ã� das bessere HÃ¶ren Ã¼ber zwei HÃ¶rbereiche unter dem
Gesichtspunkt, dass man mit zwei Ohren besser hÃ¶re als mit einem Ohr. Allein
durch das Fehlen des natÃ¼rlichen RichtungshÃ¶rens sei sie einem erhÃ¶hten
Gefahrenpotential ausgesetzt, weil sie weder die Meldungen anderer Personen
richtungsmÃ¤Ã�ig einschÃ¤tzen noch die Richtung einer sich nÃ¤hernden
Gefahrenquelle ausmachen kÃ¶nne. Verwiesen werde insbesondere auf die
Auswirkungen fÃ¼r ein Kind im StraÃ�enverkehr ohne die FÃ¤higkeit, die Richtung
einer Gefahrenquelle ausfindig machen zu kÃ¶nnen. Ã�rztlicherseits sei zweifelsfrei
die Empfehlung zur zweiten Versorgung erfolgt. Auch Gutachter in Parallelverfahren
in MÃ¼nchen und KÃ¶ln seien zu dem Ergebnis gekommen, dass die beidseitige
Versorgung mit Cochlear-Implantaten zu einer erheblichen Verbesserung des
HÃ¶rens gefÃ¼hrt habe bzw. fÃ¼hren werde. Die Fragen der Indikation und der mit
der Operation verbundenen Risiken seien vom behandelnden Facharzt zu
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entscheiden.

Die KlÃ¤gerin beantragt:

1. Der Bescheid der Beklagten vom 21.10./18.11.2004 in Form des
Widerspruchsbescheides der Beklagten vom 08.03.2005, GeschÃ¤ftszeichen: â��
wird aufgehoben.

2. Die Beklagte wird verurteilt, in die bilaterale Versorgung der KlÃ¤gerin mit einem
zweiten Cochlear-Implantat gemÃ¤Ã� Verordnung der Gemein- schaftspraxis Klaus
V und Dr. med. N L, FachÃ¤rzte fÃ¼r Hals- Nasen-Ohrenheilkunde, Berlin, vom
27.04.2004 einzuwilligen und die Kosten hierfÃ¼r zu Ã¼bernehmen.

Die Beklagte beantragt,

die Klage abzuweisen.

Die Beklagte verweist zur BegrÃ¼ndung auf eine weitere Stellungnahme der Ã�rztin
Dr. S fÃ¼r den MDK vom 18. Januar 2006, in der diese ausfÃ¼hrt, dass sich die
invasive medizinische Therapie der Risiko-Nutzen-AbwÃ¤gung stellen mÃ¼sse. Der
Nutzen der einseitigen Cochlear-Implantation sei unstrittig so hoch, dass die Risiken
hiergegen zurÃ¼cktrÃ¤ten. Die Behandlungsziele des ErmÃ¶glichens von HÃ¶ren
unabhÃ¤ngig vom Gegenohr und ErmÃ¶glichen von beidohrigem (binauralem)
HÃ¶ren mÃ¼sse jedoch hinter den Risiken zurÃ¼cktreten. Der binaurale Gewinn sei
bei spÃ¤tertaubten Erwachsenen prognostisch wahrscheinlicher, weil bei diesen
lange Zeit das schlechtere Ohr implantiert worden sei, um das RestgehÃ¶r nicht zu
gefÃ¤hrden, so dass sich die binaurale Nachimplantation auf das primÃ¤r bessere
Ohr beziehe und der binaurale Gewinn daher prognostisch wahrscheinlicher sei. Bei
prÃ¤lingual tauben Kindern sei das AusgangsgehÃ¶r in der Regel symmetrisch
schlecht, die Nachimplantation betreffe also das schlechtere Ohr. Wenn der Gewinn
durch beidohrige Implantation unstrittig wÃ¤re, mÃ¼ssten ab sofort die meisten
neuimplantierten Kinder primÃ¤r beidohrig versorgt werden. Dies wÃ¼rde auch
eine VerkÃ¼rzung der Rehabilitationsphase bewirken. Eine konsentierte generelle
Empfehlung zur primÃ¤r beidohrigen Implantation sei ihr jedoch nicht bekannt. Eine
Studie zur prognostischen Erwartung an tatsÃ¤chlich eingetretenem binauralen
HÃ¶rgewinn nach sukzessiver Implantation im Kindesalter sei weiterhin nicht
verÃ¶ffentlicht. Ferner sei auf die Risikoargumentation der Leitlinie der Deutschen
Gesellschaft fÃ¼r Phoniatrie und PÃ¤daudiologie zu verweisen. Neben den zu
erwartenden positiven Perspektiven (FÃ¶rderung binauraler Reifungsprozesse,
positiver Einfluss auf die Sprachentwicklung, geringere HÃ¶ranstrengung) wÃ¼rden
als mÃ¶gliche Nachteile genannt der mÃ¶gliche Ausschluss einer zukÃ¼nftigen CI-
Technologie, wobei Reimplantationen nicht mit wesentlichen Problemen behaftet
seien, und eine mÃ¶gliche beidseitige SchÃ¤digung des Vestibularorgans sowie bei
sequentiellem Vorgehen ein doppeltes OP-Risiko. Das Risiko, die Vestibularfunktion
auf der implantierten Seite zu verlieren, liege bei etwa 31 %, beidseitige
StÃ¶rungen des Gleichgewichtsorgans kÃ¶nnten zu einer wesentlichen
BeeintrÃ¤chtigung von Raumorientierung und MobilitÃ¤t fÃ¼hren. Das wesentliche
Ziel einer Cochlear-Implantation, HÃ¶ren als integralen Bestandteil im Leben des
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Kindes zu verankern und seine kommunikativen und sprachlichen FÃ¤higkeiten zu
entwickeln, sei vorliegend auch bei einseitiger Versorgung erreicht worden. Ein
signifikanter Nutzen durch die Implantation des anderen Ohres sei nicht
auszuschlieÃ�en, ebenso aber auch nicht das Risiko einer schwerwiegenden
SchÃ¤digung z.B. des Gleichgewichtsinnes. Bei nicht abgesicherten Erkenntnissen
kÃ¶nne daher gutachterlich keine BestÃ¤tigung der medizinischen Indikation zur
beidseitigen CI-Versorgung erfolgen. Die Beklagte hat ferner eine Stellungnahme
der U.S. Food and Drug Administration zu Nutzen und Risiken von Cochlear-
Implantaten sowie eine grundsÃ¤tzliche Stellungnahme des MDK zur bilateralen CI-
Versorgung von November 2005 beigebracht, auf die Bezug genommen wird.

Das Gericht hat zur AufklÃ¤rung des Sachverhaltes durch den Facharzt fÃ¼r Hals-
Nasen-Ohren-Heilkunde der CharitÃ©, Campus Benjamin Franklin, Professor Dr. J
ein SachverstÃ¤ndigengutachten eingeholt, auf das Gutachen vom 15. November
2005 wird Bezug genommen. Der Gutachter fÃ¼hrt aus, aus medizinischer Sicht die
Versorgung mit einem zweiten CI fÃ¼r erforderlich zu halten. Die Habilitation des
HÃ¶rvermÃ¶gens und das Sprachverstehen nach der ersten CI-Versorgung sowie
die allgemeine kindliche Entwicklung der KlÃ¤gerin seien als sehr positiv zu
beurteilen. Im ausfÃ¼hrlichen GesprÃ¤ch mit ihr sei aber auch festzustellen, dass
sie sich sehr konzentrieren mÃ¼sse, um der Kommunikation folgen zu kÃ¶nnen. Bei
vorhandenen NebengerÃ¤uschen werde dies trotz erhÃ¶hter Aufmerksamkeit nicht
immer der Fall sein. Gerade in der alltÃ¤glichen Situation, dass mehrere Sprecher
gleichzeitig reden, sei die einseitig aufgenommene Information, die ja durch den
Sprachprozessor noch deutlich reduziert werde, viel schlechter wahrzunehmen. Da
die Vorteile der binauralen CI-Versorgung in einer multizentrischen Studie im
deutschsprachigen Raum an Erwachsenen (Laszig et al (2004), Benefits of Bilateral
Electrical Stimulation with the Nucleus Cochlear Implant in Adults: Six months
postoperative results. Otology and Neurotology 2004) seines Erachtens nicht zu
widerlegen seien, wÃ¤re die binaurale Versorgung bei Kindern noch sehr viel
wichtiger und dringender. Bei der KlÃ¤gerin werde ein gut funktionierendes zweites
CI einen deutlichen therapeutischen Gewinn fÃ¼r ihre KommunikationsfÃ¤higkeit
und ihre psychische Entwicklung bringen. Ihr HÃ¶rvermÃ¶gen und
SprachverstÃ¤ndnis wÃ¼rden sich sicherlich verbessern. Die qualitative
Verbesserung des HÃ¶r- und SprachvermÃ¶gens durch eine binaurale CI-
Versorgung sei in der Ã�berwindung des sog. Kopfschatteneffektes sowie in einer
deutlichen Verbesserung der SprachverstÃ¤ndlichkeit im StÃ¶rschall zu
begrÃ¼nden. Die Teilnahme am Schulunterricht wÃ¼rde sehr erleichtert werden.
Die kommunikative Verbesserung werde sich auch im familiÃ¤ren und sozialen
Umfeld des Kindes bemerkbar machen. Sie werde noch besser am sozialen
Lernprozess teilnehmen und in Alltagssituationen mit gleichaltrigen Kindern besser
und stressfreier aufwachsen kÃ¶nnen. Aus medizinischer Sicht gebe es keine
Kontraindikation fÃ¼r die Versorgung mit einem zweiten CI. Durch den Einsatz einer
FM-Anlage lieÃ�e sich sicher die VerstÃ¤ndlichkeit im StÃ¶rschall etwas verbessern,
dies wÃ¼rde aber ein zweites, gut angepasstes CI wegen des Kopfschatteneffektes
und der MÃ¶glichkeit der zentralen Sprachselektion bei beidseitiger Versorgung nie
ersetzen kÃ¶nnen. Der Ausfall eines Ohres kÃ¶nne bislang durch kein technisches
Hilfsmittel kompensiert werden.
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Wegen der weiteren Einzelheiten des Sach- und Streitstandes wird Bezug
genommen auf die SchriftsÃ¤tze der Beteiligten nebst Anlagen und den sonstigen
Inhalt der Gerichtsakte sowie den der Verwaltungsakte der Beklagten.

EntscheidungsgrÃ¼nde:

Die Klage ist zulÃ¤ssig und auch in der Sache begrÃ¼ndet. Die angefochtenen
Bescheide sind rechtswidrig und waren daher aufzuheben. Die KlÃ¤gerin hat
Anspruch auf die Versorgung mit einem zweiten Cochlear-Implantat rechts.

GemÃ¤Ã� Â§ 33 Abs. 1 Satz 1 Sozialgesetzbuch, FÃ¼nftes Buch, Gesetzliche
Krankenversicherung (SGB V) haben Versicherte Anspruch auf Versorgung u.a. mit
Seh- und HÃ¶rhilfen, die im Einzelfall erforderlich sind, um den Erfolg der
Krankenbehandlung zu sichern, einer drohenden Behinderung vorzubeugen oder
eine Behinderung auszugleichen, soweit die Hilfsmittel nicht als allgemeine
GebrauchsgegenstÃ¤nde des tÃ¤glichen Lebens anzusehen oder nach Â§ 34 Abs. 4
SGB V ausgeschlossen sind. Ein Anspruch auf Versorgung besteht nach dieser
Vorschrift, wenn das begehrte Hilfsmittel im Einzelfall geeignet, notwendig und
wirtschaftlich ist. Ziel der Versorgung behinderter Menschen mit Hilfsmitteln ist die
FÃ¶rderung ihrer Selbstbestimmung und gleichberechtigten Teilhabe am Leben in
der Gemeinschaft (Â§ 1 Satz 1 Sozialgesetzbuch, Neuntes Buch). Im Rahmen dieser
fÃ¼r alle behinderten Menschen geltenden Bestimmungen ist die gesetzliche
Krankenversicherung nur innerhalb ihres Aufgabengebietes â�� Krankenhilfe und
medizinische Rehabilitation â�� und unter ihren besonderen Voraussetzungen zur
GewÃ¤hrung von Hilfsmitteln verpflichtet. Die FÃ¶rderung der Selbstbestimmung
des behinderten Menschen und seiner gleichberechtigten Teilhabe am Leben in der
Gemeinschaft durch die Versorgung mit Hilfsmitteln ist nur dann Aufgabe der
gesetzlichen Krankenversicherung, wenn sie der Sicherstellung eines allgemeinen
GrundbedÃ¼rfnisses gilt (BSG, SozR 3-2500 Â§ 33 Nr. 44). Zu den allgemeinen
GrundbedÃ¼rfnissen gehÃ¶ren nach der Rechtsprechung die allgemeinen
Verrichtungen des tÃ¤glichen Lebens wie insbesondere das HÃ¶ren sowie weiter die
ErschlieÃ�ung eines gewissen kÃ¶rperlichen und geistigen Freiraumes, was auch
die Aufnahme von Informationen, die Kommunikation mit anderen zur Vermeidung
von Vereinsamung sowie das Erlernen eines lebensnotwendigen Grundwissens
(Schulwissens) umfasst (BSG, SozR 3-2500 Â§ 33 Nr. 32). Bei Kindern und
Jugendlichen sieht die Rechtsprechung daneben auch die Teilnahme an der â��
neben dem Schulunterricht â�� sonstigen Ã¼blichen Lebensgestaltung
Gleichaltriger als Bestandteil des sozialen Lernprozesses als GrundbedÃ¼rfnis an.
Der durch die Hilfsmittelversorgung anzustrebende Behinderungsausgleich ist auf
eine mÃ¶glichst weitgehende Eingliederung des behinderten Kindes bzw.
Jugendlichen in den Kreis Gleichaltriger ausgerichtet; er setzt nicht voraus, dass das
begehrte Hilfsmittel nachweislich unverzichtbar ist, um eine Isolation des Kindes zu
verhindern (BSG, SozR 3-2500 Â§ 33 Nr. 46).

Die Versorgung der KlÃ¤gerin mit einem zweiten Cochlear-Implantat ist unter
BerÃ¼cksichtigung dieser Vorgaben erforderlich im Sinne der genannten Vorschrift
des Â§ 33 SGB V. Die KlÃ¤gerin ist zwar bereits mit einem Cochlear-Implantat
versorgt, welches zu einer vom gerichtlichen Gutachter Prof. Dr. J als "sehr positiv"
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beurteilten Entwicklung ihres HÃ¶rvermÃ¶gens und Sprachverstehens gefÃ¼hrt
hat. Diese Versorgung ist nach dem Ergebnis der medizinischen Ermittlungen und
der von den Beteiligten beigebrachten Ã¤rztlichen Stellungnahmen jedoch nicht
ausreichend. Wie das Bundessozialgericht (BSG) zur Versorgung mit einer
computergestÃ¼tzten Oberschenkelprothese (C-Leg) entschieden hat, ist die Frage
der Erforderlichkeit eines Hilfsmittels fÃ¼r den Fall, dass bereits eine
funktionstÃ¼chtige Versorgung vorliegt und eine weitergehende Versorgung
begehrt ist, danach zu beurteilen, ob nach "Ã¤rztlicher EinschÃ¤tzung im
Alltagsleben dadurch deutliche Gebrauchsvorteile" fÃ¼r den Versicherten
entstehen, wobei die Beurteilung des Gebrauchsvorteils maÃ�gebend von den
kÃ¶rperlichen und geistigen Voraussetzungen des behinderten Menschen und
seiner persÃ¶nlichen Lebensgestaltung abhÃ¤ngt (BSG, Urteil vom 6. Juni 2002, Az.:
B 3 KR 68/01 R, SozR 3-2500 Â§ 33 Nr. 44). Derartige deutliche Gebrauchsvorteile
sind fÃ¼r die KlÃ¤gerin bei Versorgung mit einem zweiten Cochlear-Implantat zu
erwarten. Das Gericht stÃ¼tzt sich hierbei zunÃ¤chst auf das von ihm eingeholte
Gutachten des Prof. Dr. J, der ausgefÃ¼hrt hat, dass die qualitative Verbesserung
des HÃ¶r- und SprachvermÃ¶gens in der Ã�berwindung des sog.
Kopfschatteneffektes sowie einer deutlichen Verbesserung der
SprachverstÃ¤ndlichkeit im StÃ¶rschall liegen wird. Hierdurch wird nach den
AusfÃ¼hrungen des Gutachters vor allem die Teilnahme am Schulunterricht fÃ¼r
die KlÃ¤gerin "sehr erleichtert werden", ferner wird sich die kommunikative
Verbesserung auch im familiÃ¤ren und sozialen Umfeld des Kindes bemerkbar
machen. Die fÃ¼r die KlÃ¤gerin zu erwartenden deutlichen Gebrauchsvorteile
werden ferner beschrieben in den Stellungnahmen des Cochlear Implant Centrums,
welches am 12. MÃ¤rz 2004 insoweit ein offenes SprachverstÃ¤ndnis ohne
Absehen, RichtungshÃ¶ren und eine Verbesserung der Signal/Noise Ratio um ca. 6
dB benennt. In seiner Stellungnahme vom 24. Mai 2004 beschreibt das CIC das
HÃ¶rvermÃ¶gen der KlÃ¤gerin dahin, dass diese wegen des Kopfschatteneffektes
bei von links (der Seite des bereits versorgten Ohres) stÃ¶rendem Rauschen die von
rechts angebotenen WÃ¶rter nur zu 25 % versteht; allein die Verbesserung dieses
Wertes durch den Wegfall oder die Milderung des Kopfschatteneffektes fÃ¼hrt
nachvollziehbar zu erheblichen Vorteilen. Ein verbessertes RichtungshÃ¶ren ist
schlieÃ�lich insbesondere wegen der seitens der KlÃ¤gerin anschaulich
beschriebenen Notwendigkeit, Gefahrenquellen orten zu kÃ¶nnen, von groÃ�em
Vorteil. Auch der Landesarzt fÃ¼r HÃ¶rbehinderte Dr. A hat in seinen
Stellungnahmen vom 7. Februar 2005 und 6. Dezember 2004 die erheblichen
Gebrauchsvorteile einer beidseitigen CI-Versorgung dargestellt. Das Gericht hatte
keine Bedenken, sich den Feststellungen dieser Ã�rzte zu den zu erwartenden
erheblichen Gebrauchsvorteilen der streitigen Behandlung fÃ¼r die KlÃ¤gerin
anzuschlieÃ�en, da diese in Kenntnis der Person der KlÃ¤gerin und nach einer
Untersuchung ihres HÃ¶rvermÃ¶gens und Sprachverstehens getroffen und unter
Auswertung neuester Studien nachvollziehbar begrÃ¼ndet worden sind.

Die EinwÃ¤nde der Beklagten Ã¼berzeugten hingegen nicht.

Die fÃ¼r den MDK Stellung nehmende Ã�rztin Dr. S hat unter dem 18. Januar 2006
darauf abgestellt, dass zwar ein signifikanter Nutzen durch die Implantation des
anderen Ohres nicht auszuschlieÃ�en sei, dass aber ebenso ein Risiko einer

                             8 / 11

https://dejure.org/dienste/vernetzung/rechtsprechung?Text=B%203%20KR%2068/01%20R
https://dejure.org/dienste/vernetzung/rechtsprechung?Text=SozR%203-2500%20§%2033%20Nr.%2044


 

schwerwiegenden SchÃ¤digung z.B. des Gleichgewichtssinnes bestehe. Aufgrund
dieser AbwÃ¤gung zwischen Nutzen und Risiko vermochte sie keine BestÃ¤tigung
der medizinischen Indikation zur beidseitigen CI-Versorgung zu geben.
DiesbezÃ¼glich ist zum einen darauf hinzuweisen, dass der vom Gericht gehÃ¶rte
Gutachter Prof. Dr. J trotz der ausdrÃ¼cklich gestellten Frage nach
Gesichtspunkten, die vorliegend gegen eine Versorgung mit einem zweiten CI-
Implantat sprÃ¤chen, eine Kontraindikation ausdrÃ¼cklich verneint hat. Auch die
behandelnden Ã�rzte V/Dr. L sowie die Ã�rzte der CharitÃ©, Campus Virchow-
Klinikum, Dr. O und Dr. S sowie die Ã�rzte des CIC haben, wie aus ihrer eindeutigen
Empfehlung der streitigen Versorgung zu ersehen ist, die Risiken jedenfalls offenbar
nicht als so erheblich eingeschÃ¤tzt, dass sie der Versorgung entgegenstehen
sollten. Angesichts der eindeutigen Stellungnahmen dieser Mehrzahl von Ã�rzten,
die die KlÃ¤gerin persÃ¶nlich untersucht und deren Versorgung beurteilt haben,
konnte die nach Aktenlage abgegebene Stellungnahme der MDK-Ã�rztin nicht
Ã¼berzeugen. Letztlich muss die Frage, ob Risiken eines operativen Eingriffes
derart gegen ihn sprechen, dass auf den mit dem Eingriff verbundenen Nutzen
gÃ¤nzlich verzichtet wird, von den behandelnden Ã�rzten und den Betroffenen
selbst entschieden werden.

Auch die AusfÃ¼hrungen des Dr. St, der sich am 22. Dezember 2004 fÃ¼r den MDK
geÃ¤uÃ�ert hat, fÃ¼hrten zu keinem anderen Ergebnis. Dr. S begrÃ¼ndet die
Ablehnung der streitigen Versorgung damit, dass aufgrund der vorliegenden
Studien die gesicherte MÃ¶glichkeit, durch ein zweites CI binaurales HÃ¶ren zu
gewÃ¤hrleisten, nicht belegt sei; die Einflussnahme auf den Kopfschatteneffekt sei
ein lediglich "rein akustischer Effekt". ZunÃ¤chst einmal ist der von Dr. S
aufgestellte Ausgangspunkt seiner Beurteilung, dass erst dann, wenn die
MÃ¶glichkeit binauralen HÃ¶rens eindeutig nachgewiesen sei, eine Versorgung mit
einem zweiten Cochlear-Implantat erfolgen kÃ¶nne, so nicht hinnehmbar. Wenn ein
"rein akustischer Effekt" zu einem "deutlichen Gebrauchsvorteil" fÃ¼hrt und dieser
Gebrauchsvorteil nur durch die Versorgung mit einem zweiten Cochlear-Implantat
zu erreichen ist, so begrÃ¼ndet dies einen Anspruch auf die Versorgung und steht
ihr nicht entgegen.

Weiterhin sind den vorliegenden Studien die maÃ�gebenden deutlichen
Gebrauchsvorteile durchaus zu entnehmen, wie Prof. Dr. J und Dr. A unter
Bezugnahme auf die Studie von Laszig et al ausgefÃ¼hrt haben. Etwas anderes
folgt auch nicht aus der Zusammenstellung der existenten Studien in der
grundsÃ¤tzlichen Stellungnahme des MDK von November 2005. In der Tat liegen
zwar, worauf Dr. S hinweist, nur wenige Studien mit einer hohen StudienqualitÃ¤t
vor und die untersuchte Fallzahl ist sehr gering. Jedenfalls aber haben die
Studienautoren in sÃ¤mtlichen der vom MDK zusammengestellten Studien, soweit
diese die beidseitige CI-Versorgung untersuchten, fÃ¼r die Ã¼berwiegende
Mehrzahl der beschriebenen Probanden einen nicht unerheblichen Gewinn durch die
beidseitige Versorgung festgestellt. So ist in der Studie BJ Gantz et al (S. 20 der
MDK-Stellungnahme) fÃ¼r alle 10 Probanden ein signifikant erzielter Gewinn im
RichtungshÃ¶ren und ein Profitieren vom Kopfschatteneffekt beschrieben. Die
Studie SchÃ¶n, F, et al, (S. 22) gibt als Fazit der Studienautoren an, dass bilateral CI-
Versorgte nicht nur vom Headshadow-Effekt profitierten, sondern auch Sprache
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binaural verarbeiten kÃ¶nnten, der SprachverstÃ¤ndniszugewinn sei signifikant.
FÃ¼r die Studie KÃ¼hn-Inacker (S.26) ist ausgefÃ¼hrt, dass das bilaterale CI die
kommunikativen FÃ¤higkeiten von Kindern speziell in komplexen HÃ¶rsituationen
verbessere; der Einfluss des Kopfschatteneffektes werde weitestgehend
minimalisiert. MÃ¼ller et al (S. 29) benannten als Ergebnis einen signifikanten
SprachverstÃ¤ndnisgewinn in Ruhe wie bei StÃ¶rschall. Letztlich kamen Laszic et al,
auf die sich der gerichtliche Gutachter Jovanovic und Dr. Aust bezogen, zu dem
Ergebnis, dass der Kopfschatteneffekt der robusteste und signifikanteste Benefit der
binauralen CI-Implantation fÃ¼r die Mehrzahl der Probanden sei. WÃ¤hrend also
sÃ¤mtliche vom MDK aufgefÃ¼hrten Studien zu dem Ergebnis kamen, dass eine
bilaterale Versorgung Gebrauchsvorteile mit sich bringe, kam keine der Studien zu
dem Ergebnis, dass Vorteile der bilateralen Versorgung nicht erkennbar oder dass
diese als gering einzustufen seien.

Letztlich ist es nach der Rechtsprechung des BSG nicht erforderlich, den
therapeutischen Nutzen eines Hilfsmittels durch Ergebnisse klinischer PrÃ¼fungen
nachzuweisen (BSG, Urteil vom 16. September 2004, Az.: B 3 KR 20/04 R, SozR
4-2500, Â§ 33 Nr. 8). Ein solcher BeweismaÃ�stab gilt in der gesetzlichen
Krankenversicherung bei der Beurteilung der Wirksamkeit von Untersuchungs- und
Behandlungsmethoden sowie von Arzneimitteln. FÃ¼r das Inverkehrbringen von
Hilfsmitteln bestehen derartige Zulassungsvoraussetzungen nicht. Soweit Â§ 139
Abs. 2 SGB V fÃ¼r Hilfsmittel den Nachweis eines therapeutischen Nutzens
verlangt, bedeutet dies nicht, dass fÃ¼r Hilfsmittel jeglicher Art auch die Ergebnisse
klinischer PrÃ¼fungen vorgelegt werden mÃ¼ssen. Deshalb ist es zulÃ¤ssig, sich
zum Nachweis der VorzÃ¼ge eines derartigen Hilfsmittels auf Gutachter, ihr
Ã¤rztliches Erfahrungswissen und die von ihnen ausgewertete Fachliteratur zu
stÃ¼tzen, wÃ¤hrend es weitergehender klinischer PrÃ¼fungen nicht bedarf (BSG,
a.a.O.).

Auch dem vom MDK Baden-WÃ¼rttemberg beigebrachten Gutachten konnten
Ã¼berzeugende Argumente gegen das hier gefundene Ergebnis nicht entnommen
werden. Soweit z.B. ausgefÃ¼hrt ist, dass "bei der PrÃ¼fung des
SprachverstÃ¤ndnisses in Ruhe" sehr gute Ergebnisse erzielt worden seien, ist
darauf hinzuweisen, dass die fÃ¼r Kinder anerkannten GrundbedÃ¼rfnisse des
tÃ¤glichen Lebens im Hinblick auf den Erwerb des Schulwissens und auch der
weitergehenden Teilnahme an der Lebensgestaltung Gleichaltriger typischer Weise
weniger in ruhigen Situationen erfÃ¼llt werden, sondern dass sich Kinder vielmehr
hÃ¤ufig in einer lauten Umgebung mit StÃ¶rschall aus vielen Richtungen aufhalten.
Derartige Situationen treten wÃ¤hrend des Unterrichtes etwa bei Gruppenarbeit, im
Sportunterricht und wÃ¤hrend der Pausen auf aber auch wÃ¤hrend groÃ�er Teile
der sonstigen Zeit, die Kinder spielend mit Gleichaltrigen verbringen und die im
Rahmen der GrundbedÃ¼rfnisse ebenfalls zu berÃ¼cksichtigen ist. Dies schlieÃ�t
es auch aus, die KlÃ¤gerin darauf zu verweisen, durch ihre "EigenmobilitÃ¤t" das
hÃ¶rende Ohr jeweils einer Schallquelle zuzuwenden. Bei einem von links
stÃ¶renden Rauschen versteht die KlÃ¤gerin aber nach dem vom CIC in dessen
Stellungnahme vom 24. Mai 2004 mitgeteilten Testergebnis von rechts angebotene
Worte lediglich zu 25 %, so dass nicht nachvollziehbar ist, weshalb die MDK-Ã�rztin
Dr. V von einer bereits erreichten sehr guten Versorgung des Kindes ausgeht.
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Soweit der MDK verschiedentlich auf eine FM-Anlage verweist, steht auch dies der
zugesprochenen Versorgung mit dem zweiten Cochlear-Implantat auch unter
Beachtung des aus Â§ 12 Abs. 1 SGB V folgenden Wirtschaftlichkeitsgebotes nicht
entgegen. Bei einer derartigen Anlage ist eine sprechende Person mit einem
Mikrophon versorgt, so dass dessen oder deren Worte wohl gut zu verstehen sind.
Bereits im Hinblick auf das GrundbedÃ¼rfnis der Erlangung notwendigen
Schulwissens ist eine derartige Anlage jedoch nicht ausreichend, wie auch Prof. Dr.
Jovanovic ausgefÃ¼hrt hat. Eine Hilfestellung dÃ¼rfte eine derartige Versorgung
allein im Fall des sog. Frontalunterrichtes bieten, in welchem der Lehrer spricht und
die SchÃ¼ler zuhÃ¶ren. Nicht zuletzt in Reaktion auf das schlechte Abschneiden
Deutschlands im internationalen Vergleich ist diese Art des Unterrichtes jedoch
zunehmend einer Unterrichtsgestaltung gewichen, die sich durch Gruppenarbeit der
Kinder untereinander auszeichnet, und die den Kindern auf diese Art und Weise
vermitteln soll, sich selbst notwendiges Wissen anzueignen. In sÃ¤mtlichen
derartigen Gruppensituationen ist die von den MDK-Ã�rzten benannte FM-Anlage
ebenso wenig eine Hilfe wie im bereits genannten Sportunterricht und den Pausen.
Auch in Bezug auf das GrundbedÃ¼rfnis der Integration in den Kreis Gleichaltriger,
dem in Rahmen des Verwaltungsverfahrens bislang keine Beachtung geschenkt
worden ist, ist eine derartige Versorgung vollkommen unzureichend.

Nach allem war der geltend gemachte Anspruch daher zuzusprechen.

Die Entscheidung Ã¼ber die Kosten beruht auf Â§ 193 Sozialgerichtsgesetz. Sie
folgt dem Ergebnis in der Hauptsache.

Erstellt am: 06.03.2006

Zuletzt verändert am: 23.12.2024
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